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<< Editorial

lung in Koblenz sagt: „Die von Teilen der 
Opposition im Bundestag geforderte Pri-
vatisierung des BAAINBw Bundesamt 
für Ausrüstung, Informationstechnik 
und Nutzung der Bundeswehr werde es 
mit ihr nicht geben“, dann ist das schon 
eine politisch eingefärbte Auffassung, 
denn in unseren Gesprächen war schon 
erkennbar, dass die Koalitionspartner 
zwar im gleichen Boot sitzen, sich aber 
über die Richtung, in die gerudert wer-
den sollte, uneins waren. Gleichwohl ist 
ihre Entscheidung richtig zu begrüßen. 
Ich will an dieser Stelle ganz bewusst auf 
die chronologische Darstellung des 
Sachverhaltes, alle geführten Gespräche 
mit Abgeordneten des Deutschen Bun-
destages, die geführt wurden, und die 
Zwischenschritte im verbandlichen Vor-
gehen verzichten. Entscheidend ist für 
den Verband der Beamten der Bundes-
wehr e.V. (VBB) das Ergebnis, die Ent-
scheidung der Ministerin, die uns letzten 
Endes in unserem Handeln Recht gibt. 
Der VBB war von Beginn an der Auffas-
sung, eine Verbesserung des „Ist-Zustan-
des“ sei nur im Rahmen einer Behörden-
struktur zielführend. Der Verband hat in 
allen seinen Gesprächen und Verlautba-
rungen sich stets gegen eine – wie auch 
immer geartete – Privatisierung ausge-
sprochen. Das schließt eine Rechtsform-
änderung hin zu einer Anstalt des öf-
fentlichen Rechts ein. Es kann nicht 
ernsthaft bestritten werden, dass auf 
dem Gebiet der äußeren Sicherheit jed-
wedes staatliche Handeln hoheitlicher 
Natur ist und in die Hände des klassi-
schen öffentlichen Dienstes gehört. Der 
Rüstungsbereich ist unstreitig ein Teil 
des verfassungsrechtlich normierten 
Aufgabenbereichs der Bundeswehrver-
waltung. Aus dem zeitlichen und dort 
sachlich zu verortenden Kontext gerisse-
ne, anderslautende Aussagen halten ei-
ner am aktuellen Themenkomplex ori-
entierten Bewertung nicht Stand und 
verbieten sich demzufolge.

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen,
es gibt so Tage, an denen man sich ein-
fach im Bürostuhl zurücklehnt, durch
atmet und denkt, alle Mühe hat sich 
gelohnt. Ein solches Gefühl überkam 
mich bei der Entscheidung der Bundes
ministerin der Verteidigung, Frau Anne-
gret Kramp-Karrenbauer, zur Zukunft des 
Bundesamtes für Ausrüstung, Informati-
onsmanagement und Nutzung der 
Bundeswehr (BAAINBw). Keine Rechts
formänderung, kein „Schleifen“ der Be-
schaffungsbehörde am Deutschen Eck, 
moderate aufbau- und „nur“ ablaufor-
ganisatorische Veränderungen. Dass Ar-
beitsabläufe auf den Prüfstand gestellt 
werden und vakante Dienstposten zügig 
besetzt werden sollen ist weiße Salbe. 
Zudem, so die Ministerin, „gebe es ,Din-
ge und Prozesse, die haben sich seit lan-
ger Zeit bewährt‘. Und was sich be-
währt habe, brauche man auch nicht 
unbedingt zu ändern“. Das alles hatte 
sich vor wenigen Jahren noch ganz an-
deres angehört. Da war von Zerschlagung 
des BAAINBw die Rede, von einer Um-
wandlung in eine Agentur oder eine An-
stalt des öffentlichen Rechts. Wenn die 
Ministerin bei der Mitarbeiterversamm-
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Es ist müßig, über die Beweg-
gründe der Verteidigungsmi-
nisterin zu sinnieren, die zu ih-
rer Entscheidung geführt 
haben. Machen Sie sich hierzu 
Ihre eigenen Gedanken. Wir 
alle sind uns im Klaren, dass 
sich die „Halbwertszeit“ dieser 
Entscheidung an der dieser 
Legislaturperiode orientiert – 
wann immer das sein mag. 
Und es wird sehr auf die Ent-
scheidungen der Leitung des 

BAAINBw und dem Bundesmi-
nisterium der Verteidigung an-
kommen, ob am Ende des Ta-
ges der von allen Beteiligten 
gewünschte Erfolg eintritt. Die 
Beschäftigten jedenfalls, da-
von bin ich überzeugt, werden 
mit größtmöglichem Engage-
ment wie bisher ihren Beitrag 
leisten.

Es gehört aber auch zur Wahr-
heit, darauf zu verweisen, 

dass die Interessenvertretun-
gen der Beschäftigten einen 
Löwenanteil an diesem Ergeb-
nis haben. Das Engagement 
der Vorsitzenden des örtlichen 
und des Bezirkspersonalrates 
und der Gleichstellungsbeauf-
tragen im Expertenrat und 
ihre fachliche Kompetenz ha-
ben schlussendlich auch dazu 
beigetragen, dass der durch 
die Task Force Beschaffungsor-
ganisation vorgezeichnete 

Weg eine andere Richtung ge-
nommen hat. Das zu jeder 
Zeit eng abgestimmte Vorge-
hen dient aber auch als Bei-
spiel für eine erfolgreiche Ver-
bandspolitik.

Ihr

Wolfram Kamm,  
Bundesvorsitzender

Rechtsstreit um den ersten Dienstsitz des 
Bundesministeriums der Verteidigung – 
VBB steht zu Berlin/Bonn-Gesetz
Der örtliche Personalrat des Bundesministeriums 
der Verteidigung (BMVg) am zweiten Dienstsitz in 
Berlin hat eine Klage vor dem Verwaltungsgericht 
Berlin angestrengt, da er die Auffassung vertritt, 
dass der erste Dienstsitz des Ministeriums nicht in 
Bonn sei, sondern in Berlin angesiedelt sein müss-
te. Begründet wird dies unter anderem mit der 
überwiegenden Anwesenheit der Ministerin und 
der Staatssekretäre in Berlin.

Im Presseartikel „Der Tages-
spiegel“ vom 6. September 
2019 wird in diesem Zusam-
menhang auf das Berlin/
Bonn-Gesetz Bezug genom-
men sowie auf die zahlreichen 
Dienstreisen und die damit 
einhergehende Umweltbelas-
tung verwiesen. Am Dienstag, 
10. September 2019 wurde die 
Klage nun in Berlin verhan-
delt.

Neben der Tatsache, dass die 
Presseberichterstattung im 
Tagesspiegel nur in Teilen 
korrekt ist (so steht der an-
geblich bereits vor Jahren er-
satzlos abgerissene Minister-
bungalow entgegen der 
Behauptung nach wie vor an 
seinem angestammten Platz, 
etc.), stellt sich die Frage, ob 
bei dieser Klage tatsächlich 
die Interessen der Kollegin-
nen und Kollegen im Bundes-
ministerium der Verteidigung 
vertreten werden.

Zu den Fakten: Im Gesetz zur 
Umsetzung des Beschlusses 
des Deutschen Bundestages 
vom 20. Juni 1991 zur Vollen-
dung der Einheit Deutschlands 
(Berlin/Bonn-Gesetz) heißt es 
in § 1 Abs. 1: „Zweck des Ge-
setzes ist es, die Wahrneh-
mung von Regierungstätigkei-
ten in der Bundeshauptstadt 
Berlin und in der Bundeshaupt-
stadt Bonn zu sichern und ei-
nen Ausgleich für die Region 
Bonn zu gewährleisten.“ Abs. 2 
führt weiter aus, welche Maß-
nahmen zur Umsetzung des 
Gesetzes zu erfolgen haben. 
Hierzu gehört in Nummer 1 
„die Sicherstellung einer dau-
erhaften und fairen Arbeitstei-
lung zwischen der Bundes-
hauptstadt Berlin und der 
Bundesstadt Bonn“.

Betrachtet man das BMVg für 
sich genommen, muss unab-
hängig von der Frage, wie oft 
sich die Ministerin denn nun 

tatsächlich in Bonn aufhält, 
auch einmal das Gesamtgefü-
ge der Bundeswehr betrachtet 
werden. Es steht außer Frage, 
dass gerade in der Rheinschie-
ne die für die Bundeswehr so 
wichtigen Bundesoberbehör-
den wie beispielsweise das 
Bundesamt für Ausrüstung, 
Informationstechnik und 
Nutzung der Bundeswehr 
(BAAINBw) sowie das Bundes-
amt für das Personalmanage-
ment der Bundeswehr (BA-
PersBw) angesiedelt sind. 
Darüber hinaus befindet sich 
am ersten Dienstsitz des Mi-
nisteriums in Bonn auch das 
Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und Dienstleis-
tungen der Bundeswehr (BAI-
UDBw). Der erste Dienstsitz in 
Bonn kommt somit nicht von 
ungefähr, ist es doch vielmehr 
der Arbeitsmuskel des BMVg 

und nicht – wie etwaige Pres-
seartikel gerne glauben lassen 
möchten – ein „Telearbeits-
platz“.

Der Verband der Beamten der 
Bundeswehr e.V. (VBB) warnt 
davor, aus zu vermutendem 
Eigeninteresse die bewährten 
arbeitsteiligen Regelungen des 
Berlin/Bonn-Gesetzes infrage 
zu stellen.

Es kann nicht im Interesse  
aller Beschäftigten des Vertei-
digungsministeriums sein, in-
terne, personalvertretungs-
rechtliche Probleme als Vehikel 
für staatspolitische Fragen und 
zur Selbstdarstellung zu be
nutzen. Ein solches Verhalten 
torpediert den notwendigen 
Betriebsfrieden, wo ausglei-
chendes Handeln erforderlich 
wäre.�
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Verwaltungsgericht Berlin weist Klage zur Frage 
nach dem 1. Dienstsitz des BMVg zurück
In öffentlicher Verhandlung hat das Verwaltungs-
gericht Berlin am 10. September 2019 die Klage 
zweier Mitglieder des örtlichen Personalrates mit 
Sitz in Berlin zur Frage des 1. Dienstsitzes des Bun-
desministeriums der Verteidigung (BMVg) zurück-
gewiesen.

Im nachstehenden Text der 
Pressemitteilung gibt das Ver-
waltungsgericht in einer Zu-
sammenfassung die Gründe 
seiner Entscheidung bekannt:

„Bonn bleibt Hauptdienststelle 
des Bundesministeriums der 
Verteidigung (Nr. 31/2019)

Pressemitteilung vom  
10. September 2019

Die Hauptdienststelle des Bun-
desverteidigungsministeriums 
hat ihren Sitz weiterhin in 
Bonn. Das hat das Verwal-
tungsgerichts Berlin in einem 
personalvertretungsrechtlichen 
Verfahren entschieden.

Nach dem Berlin/Bonn-Gesetz 
aus dem Jahr 1994 und dem 
darauf beruhenden Beschluss 
der Bundesregierung befindet 
sich der Dienstsitz des Bundes-
ministeriums der Verteidigung 
in Bonn; ein weiterer Dienstsitz 
besteht in Berlin. Inzwischen 

wurden zahlreiche Stellen und 
Aufgaben des Ministeriums 
nach Berlin verlagert. Von den 
2.760 Beschäftigten (Stand Mai 
2019) des Ministeriums arbei-
ten inzwischen etwas mehr als 
die Hälfte (1.424,5) in Berlin. 
Die Dienststelle in Berlin galt in 
personalvertretungsrechtlicher 
Sicht bislang als sog. Nebenstel-
le, bei der aufgrund eines Be-
schlusses der Beschäftigten in 
Berlin ein eigener Personalrat 
gewählt wurde. Mit Blick auf 
die Wahlen zur Personalvertre-
tung im nächsten Jahr wollte 
der Personalrat in Berlin die 
Feststellung erreichen, dass Ber-
lin inzwischen Hauptsitz der 
Dienststelle geworden ist und 
sich in Bonn nur eine Neben-
stelle befindet.

Die 71. Kammer wies den An-
trag des Personalrats in Berlin 
zurück. Nach Auffassung der 
Kammer ist das Verwaltungs-
gericht Berlin zwar örtlich für 
die Entscheidung zuständig, 

weil sich auch in Berlin ein 
Dienstsitz befindet. Die Ent-
scheidung, wo sich der Haupt-
sitz des Bundesministeriums 
befindet, obliege aber allein 
der Bundesregierung. Die Ent-
scheidung über die Sitzfestle-
gung sei nach wie vor gültig 
und ausdrücklich für Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften 
bestimmend, die an den Sitz 
der Behörde anknüpfen. Eine 
lediglich faktische Verlage-
rung der Schwerpunkte oder 
der Beschäftigtenzahlen ände-
re daran nichts, solange der 
Dienstsitz in Bonn als Dienst-
stelle im Sinne des Bundesper-
sonalvertretungsrechts fortbe-
stehe.

Gegen die Entscheidung ist die 
Beschwerde beim Oberverwal-
tungsgericht Berlin-Branden-
burg zulässig.

Beschluss der 71. Kammer vom 
10. September2019 (VG 71 K 
4.19 PVB)."

Der Verband der Beamten  
der Bundeswehr e.V. (VBB) 
begrüßt die ergangene Ent-
scheidung.

Sie dient der Rechtssicherheit 
in der Dienstelle Bundesminis-
terium der Verteidigung und 
ist eine tragfähige Basis zur 
Wiederherstellung des Be-
triebsfriedens.�

Finanzielle Verbesserung für die 
Tarifbeschäftigten im Sozialdienst 
gefordert
Der Verband der Beamten der Bundeswehr e.V. (VBB) fordert eine spürbare 
Verbesserung der Einkommenssituation der tarifbeschäftigten Kolleginnen 
und Kollegen des Sozialdienstes.

Bereits in der Vergangenheit 
hatte der VBB sich für eine 
verbesserte Dienstposten-
struktur im Sozialdienst stark 

gemacht. Aus Sicht des Ver-
bandes war die Bewertung 
der Dienstposten aufgrund 
des Aufgabenzuwachses, der 

Komplexität der Aufgabe, der 
permanenten Veränderung 
der rechtlichen Rahmenbe-
dingungen sowie in vielen 

Fällen der Ausweitungen 
der regionalen Zuständigkeit 
längst nicht mehr zeitgemäß. 
Nach einer Vielzahl von Ge-
sprächen auf verschiedenen 
Ebenen des Ressortbereiches 
wurden nunmehr alle Dienst-
posten nach BesGr A 12 BBesG 
gehoben. Die organisatori-
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BAAINBw: „Privatisierung ist vom Tisch“
Die Vernunft scheint über organisationspolitischen Aktionismus zu siegen.

Das Handelsblatt berichtet in 
seiner Onlineausgabe am 17. 
September 2019 von der Be-
triebsversammlung des Be-
schaffungsamts „BAAINBw“ in 
der Koblenzer Moselhalle: Der 
Titel lautet: „Mini-Reformen 
beim Militär: Kramp-Karren-
bauer baut das Beschaffungs-
wesen der Bundeswehr um.“ 
Dabei will die Ministerin „das 
Beschaffungsamt der Bundes-
wehr ,pragmatisch‘ umbauen. 
[...] Die Privatisierung des Am-
tes ist endgültig vom Tisch.“

Der entsprechende Artikel 
kann unter  
https://www.handelsblatt.
com/politik/deutschland/ 
mini-reformen-beim-militaer-
kramp-karrenbauer-baut- 
das-beschaffungswesen- 
der-bundeswehr-um/ 
25023490.html?ticket= 
ST-16795047-cgmF7vgKXQ 
PoAxTwRpg9-ap5 abgerufen 
werden.

Wir bleiben am Ball und 
werden berichten.� ©
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sche Umsetzung ist nun zum 
1. Oktober 2019 erfolgt.

Um der drohenden Gefahr ei-
ner möglichen Zweiklassenge-
sellschaft mit der Folge einer 
Störung des Betriebsfriedens 
im Sozialdienst aus dem Wege 
zu gehen, hat der VBB das Bun-
desministerium der Verteidi-
gung (BMVg) schon frühzeitig 
und wiederholt gebeten, pro-
aktiv auf die tarifbeschäftigten 
Kolleginnen und Kollegen zu-
zugehen und ihnen bei Vorlie-

gen der persönlichen Voraus-
setzungen und bei Interesse 
die Übernahme in ein Beam-
tenverhältnis anzubieten. Auch 
die Übernahme als Beamtin 
oder Beamter ist unseres Er-
achtens ein wichtiger Teil der 
Attraktivität der Arbeit in der 
Bundeswehr.

Die Notwendigkeit zügig zu 
handeln ergibt sich auch aus 
dem Fehlen der tariflichen 
Möglichkeit, eine höhere als 
die derzeitige Eingruppierung 

der Tätigkeit im Sozialdienst zu 
ermöglichen.

Sollte eine solche Übernahme 
nicht möglich oder gewünscht 
sein, wird sich der Verband der 
Beamten der Bundeswehr im 
Rahmen der kommenden Tarif-
verhandlungen zusammen mit 
dem dbb beamtenbund und ta-
rifunion dafür einsetzen, dass 
das Bezahlungsgefüge zumin-
dest dem der Beschäftigten im 
Sozial- und Erziehungsdienst 
der Kommunen angepasst wird.

Bis zum Abschluss einer sol-
chen tariflichen Vereinbarung 
haben wir in einem Schreiben 
an die Leitung des BMVg ge-
beten, mögliche kurzfristig 
realisierbare Alternativen zu 
prüfen und möglicherweise 
notwendig werdende ressort-
übergreifende Gespräche zu 
führen. Hierzu hat der Ver-
band der Beamten der Bun-
deswehr einen Lösungsvor-
schlag unterbreitet und eine 
verbandliche Begleitung zu-
gesichert.�

Reform des Beamtenrechts gefordert
Inneres und Heimat/Gesetzentwurf – Berlin: (hib/STO) „Für einen modernen 
und attraktiven Öffentlichen Dienst“ lautet der Titel eines Antrags der FDP-
Fraktion, der am Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des Bundes-
tagsplenums steht.

Darin fordert die Fraktion eine 
Reform des Beamtenrechts, bei 
der das Eintrittsalter in den Ru-
hestand flexibler gestaltet, 
„der Zugang der Beamten zu 
flexiblen Arbeitskonzepten“ 
verbessert und die Möglichkei-
ten zum Abbau von Mehrarbeit 
durch Freizeitausgleich ausge-
baut werden sollen.

Auch benötigt der öffentliche 
Dienst der Fraktion zufolge 
eine eigene Laufbahn für IT-

Fachkräfte, um auch künftig 
für diese Berufsgruppe attrak-
tiv zu sein. Ferner sollen die 
Einstellungsvoraussetzungen 
für Fachkräfte im öffentlichen 
Dienst laut Antrag so umge-
staltet werden, „dass das 
Vorliegen von Studien- oder 
Berufsabschlüssen keine 
statischen Voraussetzungen 
für eine Einstellung sind, son-
dern dass Bewerberinnen und 
Bewerber ein Weniger an for-
meller Ausbildung durch Eigen

engagement und Berufserfah-
rung ausgleichen können“.

Zudem müssten sich Eigeniniti-
ative und Leistung „im Lauf-
bahnrecht stärker lohnen“ und 
deshalb „eine bessere Durch-
lässigkeit der Laufbahnen ein-
geführt werden“, heißt es in 
der Vorlage weiter. Darüber 
hinaus sollen unter anderem 
nach den Vorstellungen der 
Fraktion Beamte sich auf 
Wunsch einfacher für einen 

begrenzten Zeitraum vom 
Dienst freistellen lassen kön-
nen, „um anderen Tätigkeiten 
nachzugehen oder Erfahrun-
gen zu sammeln“.

Der Verband der Beamten der 
Bundeswehr e.V. (VBB) begrüßt 
die Initiative der Freien Demo-
kratischen Partei für eine Re-
form des Beamtenrechts. 

Es gehört zu den Kernforde-
rungen des VBB, dass nur mit 
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einem modernen und zeitge-
mäßen Beamtenrecht die An-
forderungen an einen moder-
nen und zukunftsfesten 
öffentlichen Dienst bewältigt 
werden können. Dazu müssen 
unter Beibehaltung des Lauf-
bahngruppenprinzips Rege-
lungen geschaffen werden, 
bei der sowohl die Durchläs-

sigkeit der Laufbahnen für 
leistungsstarke Beamtinnen 
und Beamte intensiviert wird 
als auch für potenzielle „Neu-
einsteiger“ gerade in den 
MINT-Berufen intelligente 
„Einstiegsszenarien“ sowohl 
im Laufbahn- als auch im Be-
soldungsrecht abgebildet wer-
den. 

Der VBB hat gerade im sich 
derzeit laufenden parlamen-
tarischen Verfahren befindli-
chen Besoldungsstruktur
modernisierungsgesetz 
Vorschläge unterbreitet, die 
geeignet sind, das Bezah-
lungsgefüge attraktiver zu 
gestalten. Diese Grundansät-
ze müssen durch korrespon-

dierende laufbahnrechtliche 
Veränderungen begleitet 
werden. 

Der VBB bietet hierzu seine Ex-
pertise an.

Quelle:  
dip21.bundestag.de/dip21/

btd/19/135/1913519.pdf

< < Seminare

VBB-Seminar zum Thema  
„Internationale Politik und Parteiendemokratie“
Zum von der Bundeszentrale für politische Bildung in Bonn als förderungs-
würdig anerkannten verbandseigenen Seminar „Internationale Politik und 
Parteiendemokratie“, das vom 11. bis zum 13. September 2019 im dbb forum 
siebengebirge in Königswinter-Thomasberg durchgeführt wurde, hatten sich 
13 Kollegen eingefunden.

Zu dieser Thematik referierten 
die Dozenten/in Thomas Tra-
guth (Uni Köln), Dr. Volker Best 
(Uni Bonn) und Katharina Ber-
ninger (Uni Köln) zu den Ein-
zelthemen „Internationale der 
Nationalisten-Netzwerke rech-
ter Parteien in Europa“, „Extre-

mismus und gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit oder 
wo beginnt Demokratiegefähr-
dung“, „Parteiendemokratie 
und politische Beteiligung“, 
„Die Zukunft der transatlanti-
schen Beziehungen unter der 
Präsidentschaft Trump“.

Durch umfassende Vorträge 
und eingehende Bildpräsen-
tationen wurde schon vor-
handenes Wissen vertieft, 
vor allem aber viel neues 
Wissen erworben. Gruppen-
arbeiten trugen der Tatsache 
Rechnung, dass man selbst 

Erarbeitetes besser versteht 
und behält. Interessante Dis-
kussionen rundeten das Bild 
ab.

An zwei Abenden war darü-
ber hinaus genügend Gele-
genheit, nicht nur die schöne 
Umgebung zu genießen, son-
dern sich auch untereinander 
auszutauschen und Erfahrun-
gen weiterzugeben. Da auch 
die Rahmenbedingungen 
stimmten, waren sich die Se-
minarteilnehmer und der Se-
minarleiter Roland Klomfaß 
einig: Ein gelungenes Semi-
nar, vor allem wegen der ak-
tuellen und brisanten The-
menstellung.

Wenn auch Sie Interesse an 
einem Seminarbesuch haben, 
schauen Sie einfach unter 
https://www.vbb.dbb.de/ 
service/seminare/ auf der VBB-
Homepage einmal nach – zwei 
Termine gibt es noch in 2019 
und drei Termine für 2020 sind 
bereits veröffentlicht.�

Erstes VBB-Bundeswehrfeuerwehrseminar –  
ein Resümee
Nach intensiver Vorarbeit durch die Bundesleitung 
und die Geschäftsführung wurde unser Verband 
in die Lage versetzt, erstmals ein Seminar speziell 
für das Personal der Bundeswehrfeuerwehr aus-
zurichten.

Dabei wurden die Themen-
wünsche der Kollegen umfas-
send berücksichtigt, gleichzei-
tig aber auch dafür Sorge 
getragen, dass die gestellte 
Thematik den Anforderungen 
der Bundeszentrale für politi-

sche Bildung in Bonn genügt, 
sodass das Seminar als förde-
rungswürdig anerkannt wurde.

Vom 4. bis 6. September 2019 
war es schließlich soweit und 
die Bundesgeschäftsführerin 
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